
Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Sicherheit, Recht, 
Integration und Gleichstellung 

documenta-Stadt 

 
 
 
An die  
Mitglieder 
des Ausschusses für Sicherheit,  
Recht, Integration und Gleichstellung 
der Stadtverordnetenversammlung 
 
Kassel 

 
Geschäftsstelle: 
Büro der 
Stadtverordnetenversammlung 
Rathaus, 34112 Kassel 
 
Auskunft erteilt: 
Frau Koch/Frau Turski 
Tel. 05 61/7 87-12 26 
Fax 05 61/7 87-21 82 
E-Mail: 
anja.koch@stadt-kassel.de oder 
andrea.turski@stadt-kassel.de 
 
Kassel, 15.04.2009 

  
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 29. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung lade ich ein für 
 

Donnerstag, 23.04.2009, 17.00 Uhr, 
Kommissionszimmer I, Rathaus, Kassel. 

 
Tagesordnung: 

Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 29.03.2004 (Erste 
Änderung) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Oberbürgermeister Bertram Hilgen 

1. 

- 101.16.1249 -*)    
Kasseler Verkehrs- und Versorgungs GmbH (KVV) 
Beteiligung an der items GmbH 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Barthel 

2. 

- 101.16.1286 -   
(gleichzeitig im Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen) 
Neuregelung von Plakatwerbung bei Wahlkämpfen 
Geänderter Antrag der FDP-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Oberbrunner 

3. 

- 101.16.1210 - und Änderungsantrag der CDU-Fraktion  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Wolfram Kieselbach 
Vorsitzender 
 
*) Die Vorlage des Magistrats erhielten Sie bereits mit der Einladung zur Sitzung des 
    Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung am 19.03.2009. 



Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration 
und Gleichstellung 

documenta-Stadt
Kassel, 27.04.2009 

  

Niederschrift 
 

über die 29. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung 

am Donnerstag, 23.04.2009, 17.00 Uhr, 
im Kommissionszimmer I, Rathaus, Kassel 

 
 

 
Anwesende:   Siehe Anwesenheitsliste 
    (Bestandteil der Niederschrift) 
 
 
Tagesordnung: 
 
 

1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 29.03.2004 (Erste 
Änderung) 

101.16.1249 

 
 

2. Kasseler Verkehrs- und Versorgungs GmbH (KVV) 
Beteiligung an der items GmbH 

101.16.1286 

 
 

3. Neuregelung von Plakatwerbung bei Wahlkämpfen 101.16.1210 
 

 
 
 
1. stellvertretender Vorsitzender Liebetrau eröffnet die mit der Einladung vom 
15.04.2009 ordnungsgemäß einberufene 29. öffentliche Sitzung des Ausschusses für 
Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden und stellt 
die Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung fest. 
 
 
 

1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 29.03.2004 (Erste Änderung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1249 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung zur 
Änderung der Satzung über die Erhebung von Straßenbeiträgen in der 
Stadt Kassel vom 29.03.2004 (Erste Änderung) in der aus der Anlage zu 
dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 



 
 

 
Niederschrift zur 29. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung vom 23.04.2009 Seite 2 

 
Oberbürgermeister Hilgen beantwortet gemeinsam mit Herrn Rust, Rechtsamt, die 
noch offenen Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: CDU 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 
29.03.2004 (Erste Änderung), 101.16.1249, wird zugestimmt. 

 
 

 Änderungsantrag der CDU-Fraktion 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Artikel 1 der Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 29.03.2004 wird wie folgt ergänzt: 
 
§ 16 erhält folgende Fassung: 
 

„Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft; sie tritt am 30.06.2013 außer Kraft. 
 
Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Straßenbeitragssatzung vom 
16.12.1985 mit nachfolgender Ausnahme außer Kraft. Für bereits vor 
Inkrafttreten dieser Satzung begonnene und noch nicht abgeschlossene Um- 
oder Ausbaumaßnahmen gelten die Regelungen über die Beitragserhebung 
der alten Satzung vom 16.12.1985 fort, soweit sich nicht nach der neuen 
Satzung eine geringere Beitragserhebung ergibt. 
…“ 

 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: CDU 
Ablehnung: SPD, B90/Grüne 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG, FDP 
den  
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Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der Änderungsantrag der CDU-Fraktion zum Antrag des Magistrats betr. 
Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 29.03.2004 (Erste Änderung), 
101.16.1249, wird abgelehnt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Eichler 
 
 
 

2. Kasseler Verkehrs- und Versorgungs GmbH (KVV) 
Beteiligung an der items GmbH 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1286 - 

 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. Der Übernahme einer Beteiligung der KVV an der items GmbH in Höhe 
von 23,12 % und einem Gesamtkaufpreis von 1.430.365 € sowie dem 
Betriebsteilübergang wird nach Maßgabe des beigefügten Entwurfs des 
Gesellschaftsvertrages (Anlage 1) und des Konsortialvertrages (Anlage 2) 
zugestimmt. 

 
2. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses 

erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 
rechtsverbindlich abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch  die 
Vornahme etwaiger  redaktioneller  Ergänzungen,  Änderungen,  
Streichungen oder Klarstellungen.“ 

 
 
Die noch offenen Fragen der Ausschussmitglieder werden von Oberbürgermeister 
Hilgen beantwortet. 
 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG 
den  



 
 

 
Niederschrift zur 29. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung vom 23.04.2009 Seite 4 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
Dem Antrag des Magistrats betr. Kasseler Verkehrs- und Versorgungs 
GmbH (KVV) Beteiligung an der items GmbH, 101.16.1286, wird 
zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Alster 
 
 

3. Neuregelung von Plakatwerbung bei Wahlkämpfen 
Antrag der FDP-Fraktion 
- 101.16.1210 - 

 
 Geänderter Antrag 

 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Für eine Neuregelung von Plakatwerbung bei Wahlkämpfen wird der 
Magistrat beauftragt zu prüfen, ob bestehende Regelungen/Satzungen 
entbürokratisiert, einfacher und wahlkampffreundlicher gestaltet werden 
können. 
 
Insbesondere ist eine Neuregelung anzustreben, die es erlaubt, 
Kunststoffplakate mit Kabelbinder in so genannter Sandwich-
Anbindung an Laternen, Bäumen, Masten etc. zu befestigen, so wie es 
in anderen hessischen Städten und Gemeinden erlaubt ist. 

 
Stadtverordnete Schmidt begründet den geänderten Antrag ihrer Fraktion. 
Nach kurzer Diskussion zieht sie den geänderten Antrag ihrer Fraktion zurück. 
 
Der Antrag wurde von der Antrag stellenden Fraktion zurückgezogen. 
 

 Änderungsantrag der CDU-Fraktion 
 

Der Beschlusstext wird um folgenden 3. Absatz ergänzt: 
Die Prüfung durch den Magistrat soll rechtzeitig mit einem Bericht im 
Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung erfolgen, dass 
möglich Änderungen noch zur Bundestageswahl greifen können. 

 
Da der Ursprungsantrag zurückgezogen wurde, ist der Änderungsantrag der CDU-
Fraktion gegenstandslos. 
 
 
Ende der Sitzung: 17.50 Uhr 
 
 
 
Peter Liebetrau Andrea Turski 
1. stellvertretender Vorsitzender Schriftführerin 





 



Magistrat 
-I-/-VI-/-30-/-60- 
Az. 3011-6.15.1 

 
Vorlage-Nr. 101.16.1249 

documenta-Stadt
 
Kassel, 11.03.2009 

 
 
 
Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Straßenbeiträgen 
in der Stadt Kassel vom 29.03.2004 (Erste Änderung) 
 
 
Berichterstatter/-in: Oberbürgermeister Bertram Hilgen 
 
Mitberichterstatter/-in: Stadtbaurat Witte 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung zur 
Änderung der Satzung über die Erhebung von Straßenbeiträgen in der 
Stadt Kassel vom 29.03.2004 (Erste Änderung) in der aus der Anlage zu 
dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 
 
Begründung: 
 
Das Verwaltungsgericht Kassel hat in jüngster Zeit in bisher drei dort anhängigen 
Verwaltungsstreitverfahren zum Ausdruck gebracht, dass in der zur Zeit gültigen 
Straßenbeitragssatzung vom 29.03.2004 eine Übergangsregelung fehle, mit der - wie 
ursprünglich beabsichtigt - die alte Satzung vom 16.12.1985 für zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der neuen Satzung vom 29.03.2004 bereits begonnene 
Ausbaumaßnahmen für anwendbar erklärt wird. 
 
In § 16 Abs. 3 der Satzung vom 29.03.2004 sei lediglich bestimmt, dass die neue 
Satzung „nicht für solche Maßnahmen im Sinne des § 14 dieser Satzung gilt, bei 
denen der Ausbau zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits begonnen 
worden ist.“. Diese Vorschrift sei ebenso wie die Vorschrift des § 16 Abs. 1 Satz 2 
aufgrund ihres eindeutigen Wortlauts nicht auslegungsfähig und könne auch nicht in 
eine Übergangsvorschrift umgedeutet werden, da dem die kategorische Bestimmung 
des § 16 Abs. 1 Satz 2 entgegen stehe, wonach die Straßenbeitragssatzung vom 
16.12.1985 außer Kraft trete. In der Konsequenz dieser Regelungen liege, dass zum 
Zeitpunkt der tatsächlichen Fertigstellung einer vor Inkrafttreten der neuen Satzung 
begonnenen Straßenausbaumaßnahme keine die sachliche Beitragspflicht 
begründende Satzung anwendbar wäre. Die neue Beitragssatzung vom 29.03.2004 
lasse insoweit einerseits eine Übergangsregelung vermissen, die die alte Satzung auf 
bereits begonnene, aber noch nicht abgeschlossene Baumaßnahmen für anwendbar 
erklärt. Andererseits verhindere sie durch die Regelung in § 16 Abs. 3 die Entstehung 
der Beitragspflicht gemäß der neuen Satzung, indem sie die neue Satzung auf 
derartige Baumaßnahmen für nicht anwendbar erklärt. 
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Nach Auffassung des Verwaltungsgerichts Kassel dürfte daher § 16 Abs. 3 der zur Zeit 
gültigen Straßenbeitragssatzung vom 29.03.2004 wegen Unvereinbarkeit mit 
höherrangigem Recht in § 11 Abs. 9 KAG i. V. m. § 93 HGO unwirksam sein. 
 
Um die ursprüngliche Absicht der Stadt Kassel zu gewährleisten, dass für bereits vor 
Inkrafttreten der neuen Satzung begonnene Ausbaumaßnahmen die Regelungen der 
alten Satzung vom 16.12.1985 über die Beitragserhebung fortgelten sollen, erscheint 
daher - unbeschadet der weiterhin aufrechterhaltenen gegenteiligen 
Rechtsauffassung des städtischen Rechtsamtes - die aus der Anlage ersichtliche und 
rückwirkend dem Gebot der Normenklarheit genügende Änderung der 
Übergangsvorschrift des  
§ 16 notwendig. 
 
Die vorgesehene Rückwirkung der Änderungssatzung ist mit § 3 Abs. 2 KAG 
vereinbar. Danach kann eine Abgabesatzung mit rückwirkender Kraft dann erlassen 
werden, wenn sie die eine gleiche oder eine gleichartige Abgabe regelnde Satzung 
ohne Rücksicht auf deren Rechtswirksamkeit ausdrücklich ersetzt. Die Rückwirkung 
kann bis zu dem Zeitpunkt ausgedehnt werden, zu dem die ersetzte Satzung in Kraft 
getreten war oder in Kraft treten sollte. Sie darf nur auf solche Bestimmungen der 
neuen Abgabesatzung erstreckt werden, durch welche die Abgabepflichtigen nicht 
ungünstiger gestellt werden als nach der ersetzten Satzung. Dies ist vorliegend der 
Fall. 
 
Der Magistrat hat der Vorlage in seiner Sitzung am 09.03.2009 zugestimmt. 
 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



SATZUNG 
 

zur Änderung der Satzung über die Erhebung von  
Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 29.03.2004 

 
(Erste Änderung) 

 
vom 

 
Aufgrund der §§ 1 bis 5 a, 11 des Hessischen Gesetzes über kommunale Abgaben 
(KAG) vom 17.03.1970 (GVBl. I S. 225), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
31.01.2005 (GVBl. I S. 54) in Verbindung mit § 5 der Hessischen Gemeindeordnung 
(HGO) vom 01.04.1993 (GVBl. 1992 I S. 534), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
15.11.2007 (GVBl. I S. 757), hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel 
in der Sitzung am            folgende Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Erhebung von Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 29.03.2004 (Erste 
Änderung) beschlossen: 

 
Artikel 1 

 
§ 16 erhält folgende Fassung: 
 

„Inkrafttreten 
 
(1)  Diese Satzung tritt am Tage nach Ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft; sie 

tritt am 30.06.2013 außer Kraft. 
 
 Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Straßenbeitragssatzung vom 16.12.1985 

mit nachfolgender Ausnahme außer Kraft. Für bereits vor Inkrafttreten dieser 
Satzung begonnene und noch nicht abgeschlossene Um- oder 
Ausbaumaßnahmen gelten die Regelungen über die Beitragserhebung der alten 
Satzung vom 16.12.1985 fort. 

 
(2)  Die Satzung gilt nicht für den in § 2 der Satzung über die Erhebung von 

Beiträgen zum Um- oder Ausbau öffentlicher Straßen im Innenstadtbereich der 
Stadt Kassel (Fußgängerzonen-Beitragssatzung) festgelegten Bereich.“ 

 
 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 15.04.2004 in Kraft und ersetzt im Umfang ihrer 
Änderungen ausdrücklich die Satzung vom 29.03.2004. 
 
Kassel, den  
 
Stadt Kassel – Der Magistrat 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
 



Synopse 
 
 
 

Alt Neu 
§ 16 

 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen 

Bekanntmachung in Kraft; sie tritt am 30.06.2013 außer 
Kraft. 
 
Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Straßenbeitrags-
satzung vom 16. Dezember 1985 außer Kraft. 

 
(2) Sie gilt nicht für den in § 2 der Satzung über die Erhebung 

von Beiträgen zum Um- oder Ausbau öffentlicher Straßen im 
Innenstadtbereich der Stadt Kassel (Fußgängerzonen-
Beitragssatzung) festgelegten Bereich. 

 
(3) Sie gilt ebenfalls nicht für solche Maßnahmen im Sinne des 

§ 14 dieser Satzung, bei denen der Ausbau zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieser Satzung bereits begonnen worden 
ist. 

 

§ 16 
 

Inkrafttreten 
 
(1)  Diese Satzung tritt am Tage nach Ihrer öffentlichen Bekannt-

machung in Kraft; sie tritt am 30.06.2013 außer Kraft. 
 
 Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Straßenbeitrags-

satzung vom 16.12.1985 mit nachfolgender Ausnahme außer 
Kraft. Für bereits vor Inkrafttreten dieser Satzung begonnene 
und noch nicht abgeschlossene Um- oder Ausbaumaß-
nahmen gelten die Regelungen über die Beitragserhebung 
der alten Satzung vom 16.12.1985 fort. 

 
(2)  Die Satzung gilt nicht für den in § 2 der Satzung über die 

Erhebung von Beiträgen zum Um- oder Ausbau öffentlicher 
Straßen im Innenstadtbereich der Stadt Kassel (Fußgänger-
zonen-Beitragssatzung) festgelegten Bereich. 

 



Magistrat 
-II-/-20- 
Az.   

 
Vorlage-Nr. 101.16.1286 

documenta-Stadt
 
Kassel, 08.04.2009 

 
 
 
Kasseler Verkehrs- und Versorgungs GmbH (KVV) 
Beteiligung an der items GmbH 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Barthel 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. Der Übernahme einer Beteiligung der KVV an der items GmbH in Höhe 
von 23,12 % und einem Gesamtkaufpreis von 1.430.365 € sowie dem 
Betriebsteilübergang wird nach Maßgabe des beigefügten Entwurfs des 
Gesellschaftsvertrages (Anlage 1) und des Konsortialvertrages (Anlage 2) 
zugestimmt. 

 
2. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses 

erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 
rechtsverbindlich abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch  die 
Vornahme etwaiger  redaktioneller  Ergänzungen,  Änderungen,  
Streichungen oder Klarstellungen.“ 

 
 
Begründung: 
 
Die Kasseler Verkehrs- und Versorgungs- GmbH (KVV) beabsichtigt, sich mit 23,12 % 
am Stammkapital der Gesellschaft für Informationstechnologie, Kommunikation und 
Organisation Münster mbH (kurz: items) zu beteiligen.  
 
Hintergrund der Beteiligung 
 
Die grundlegenden strukturellen Änderungen in der Versorgungswirtschaft und im 
ÖPNV führen zu deutlich höherer Komplexität und steigenden Anforderungen bei 
gleichzeitig erhöhtem Kostendruck in den Unternehmen. Dieses trifft auch die 
Bereiche Informatik-Dienste und Verbrauchsabrechnung (Billing). Die 
Unterstützungsfunktionen IT und Verbrauchsabrechnung werden derzeit umfänglich 
innerhalb des KVV-Konzerns intern abgewickelt. Die wettbewerblichen 
Herausforderungen im ÖPNV ebenso und wie in der Versorgungswirtschaft sowie die 
ständig gesetzgeberisch getriebenen Intensivierung der Komplexität der 
Marktstrukturen erfordern Kooperationen, in denen mit der Standardisierung von 
Systemen und Prozessen, sowie mit der Nutzung von Skaleneffekten durch 
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Volumenbündelung diesen Herausforderungen wettbewerbstauglich begegnet 
werden kann. 
 
Anforderungen an den Kooperationspartner 
 
Als Antwort auf die Herausforderungen des liberalisierten Marktes und die 
Herausforderungen in den regulierten Bereichen hat die KVV nachfolgende 
Anforderungen an einen möglichen Kooperationspartner, der als Dienstleister 
auftreten soll, formuliert: 
 

− Sicherstellung der Verfügbarkeit von Services und Ressourcen für IT und Billing, 
Absicherung der Beherrschbarkeit 

− Flexibilität und Innovationsfähigkeit von IT und Billing 
− Dauerhafte Wirtschaftlichkeit des IT-Einsatzes und der Billing-Prozesse, mittel- bis 

langfristig Senkung der Projekt-, Prozess- und Stückkosten 
− Nutzung von Synergien und Skaleneffekten im Rahmen einer horizontalen 

Kooperation mit anderen kommunalen Stadtwerken durch gemeinsame Nutzung 
eines Dienstleisters 

− Möglichkeit der Einflussnahme auf den Dienstleister als Gesellschafter durch 
finanzielle Beteiligung, Beteiligung am Ergebnis 

− Arbeitsplatzsicherheit und angemessene Einbindung von Kasseler Mitarbeitern in 
Fach- und Führungsfunktionen beim Dienstleister 

− Kooperation auf Augenhöhe mit anderen Stadtwerken, Koordination und 
Erschließung von (weiteren) Kooperationspotentialen durch den gemeinsamen 
Dienstleister 

− Entwicklung eines Dienstleistungs-Standorts in Kassel (Niederlassungsstatus) 
 
Auswahl der items als Kooperationspartner 
 
Vor dem Hintergrund dieses Anforderungsprofils wurde ein geeigneter 
Kooperationspartner ausgewählt. Im überschaubaren Kreis der möglichen 
Unternehmen wurde die items als geeigneter Partner der KVV identifiziert. 
 
items ist eine horizontale Kooperation mehrerer kommunaler Stadtwerke auf dem 
Gebiet der IT und IT-naher Geschäftsprozesse, wie z. B. Verbrauchsabrechnung. Das 
Unternehmen ist als Reaktion auf das novellierte EnWG im Jahr 1999 mit dem Ziel 
gegründet worden, dem zu erwartenden Kostendruck und der steigenden 
Komplexität durch Leistungsbündelung und Nutzung von Skaleneffekten zu 
begegnen. Durch Übernahme und Integration der IT- und Billing-Bereiche von 
Stadtwerken im Rahmen von Betriebsteilübergängen gem. § 613a BGB hat sich items 
auf mehrere Standorte ausgedehnt und erbringt Dienstleistungen für eine Vielzahl 
von Stadtwerken. Mittlerweile ist items neben dem Firmensitz in Münster an den 
Standorten Lübeck, Bocholt, Moers und Osnabrück ansässig. Der Gesellschafterkreis 
der items besteht derzeit aus Stadtwerke Münster GmbH, Stadtwerke Lübeck GmbH, 
Bocholter Energie- und Wasserversorgung, Energie AG, (Menden-Iserlohn), Energie 
Wasser Niederrhein (Moers), Stadtwerke Osnabrück AG. Die Gesellschafter verstehen 
die items als Kooperationsplattform.  
 
Das Unternehmen hat im vergangenen Jahr über 70 Kunden bedient und dabei einen 
Umsatz von 20,4 Mio € erwirtschaftet. Die Bilanzsumme lag bei 10,4 Mio €. Der 
Hauptfokus der items liegt in der möglichst wirtschaftlichen Bereitstellung der 
Services für die Gesellschafter. 
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Inhalt und Durchführung der Kooperation 
 
Im Wege eines Betriebsteilübergangs werden die Aufgaben und aufgabenbetrauten 
Mitarbeiter der Bereiche IT und Billing auf die items übertragen. Gleichzeitig erwirbt 
die KVV dem Kooperationsgedanken entsprechend an der items einen 
Gesellschaftsanteil in Höhe von 23,12 % zum Nennwert. Zu den beiden genannten 
Bereichen, die auf die items übergehen, gehören folgende Tätigkeitsfelder: 
 

− Zur IT (Informationstechnologie) gehören der komplette IT-Betrieb samt 
umfassender Anwendungsbetreuung und Beratung. 

− Zum Billing (Geschäftsprozess-Services Verbrauchsabrechnung) gehören die 
Abrechung (Tarif- und Sondervertragskunden) und die 
Zahlungseingangsverarbeitung sowie die bilanzielle Abgrenzung. 

 
Im Wege von Dienstleistungsverträgen zwischen der KVV und der items sichert sich 
die KVV die Aufgabenerfüllung der zuvor übertragenen Bereiche bzw. 
Tätigkeitsfelder. Dazu wird die items GmbH in Kassel eine Niederlassung aufbauen. 
Die Übernahme der Mitarbeiter soll im Rahmen des Betriebsteilüberganges erfolgen. 
Vom Bereich IT sind 26 Mitarbeiter und aus dem Kundenservice 8 Mitarbeiter 
betroffen. Die Arbeitnehmerrechte wurden im Einvernehmen mit dem Betriebsrat 
und ver.di geregelt. 
 
Fazit 
 
Mit der beabsichtigten Beteiligung der KVV an der items wird dazu beigetragen, dass 
der Konzern wettbewerbsfähig bleibt und seinen Versorgungsauftrag auch zukünftig 
sicher und preiswert für die Bürger in Kassel und das Umland erfüllen kann. Zudem 
sichert diese Kooperation die bestehenden Arbeitsplätze in den Bereichen IT und 
Billing der KVV in Kassel. Die von der Kooperation erwarteten Effekte bringen eine 
langfristige Absicherung der Leistungsfähigkeit von IT und Billing sowie die 
Realisierung eines Einsparpotentials von 7,1 Mio. € bis 2013. 
 
Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Strecker, Berger u. Partner hat in einer 
gutachterlichen Stellungnahme die Angemessenheit des Kaufpreises bestätigt. 
 
Im Rahmen der nach § 121 Abs. 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) 
vorgeschriebenen Markterkundung sind die Stellungnahmen der Handwerkskammer 
(HWK)  und der Industrie- u. Handelskammer Kassel (IHK) beigefügt (Anlage 3).   
 
Die Kommunalaufsicht des Regierungspräsidiums Kassel hat bereits avisiert, dass 
keine grundsätzlichen aufsichtsrechtlichen Bedenken bestehen.  
 
Der Aufsichtsrat der KVV hat in seiner Sitzung am 13.03.2009 der Kooperation 
zugestimmt. 
 
Der Magistrat wird diese Vorlage in seiner Sitzung am 20.04.2009 behandeln. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



















































 



 



Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung

 
 
 
 
 
 

Vorlage Nr. 101.16.1210 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3310 
Telefax 0561 787 3312 
E-Mail   
info@fdp-fraktion-kassel.de 

 
Kassel, 11.02.2009 

 
Der Antrag wurde von der Antrag stellenden Fraktion in der Sitzung des 
Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung am 
23.04.2009 zurückgezogen. 
____________________________________________________________________________ 
 
 
Neuregelung von Plakatwerbung bei Wahlkämpfen 
 
 
 

Antrag 
 
zur Überweisung in den Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und 

Gleichstellung 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Für eine Neuregelung von Plakatwerbung bei Wahlkämpfen wird der 
Magistrat beauftragt zu prüfen, ob bestehende Regelungen/Satzungen 
entbürokratisiert, einfacher und wahlkampffreundlicher gestaltet werden 
können. 

 
 
 
 
 
Berichterstatter: Stadtverordneter Oberbrunner 
 
 
 
gez. Frank Oberbrunner 
Fraktionsvorsitzender 
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